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Sparkassen- und Giroverband Hessen – Thüringen 10.01.2022 
Abteilung Personal und Verwaltung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Übersendung des Gesetzentwurfs zur Novellierung des Hessischen 
Personalvertretungsgesetzes. 

Wir unterstützen die Novellierung in der vorgelegten Form und möchten von einer Teilnahme 
an der Anhörung absehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thüringen 
Im Auftrag  

Heike Charfreitag 

------------------------------------------------------------------- 
Heike Charfreitag 
Sparkassen- und Giroverband Hessen - Thüringen 
Abteilung Personal und Verwaltung 
Alte Rothofstraße 8-10 
60313 Frankfurt am Main 
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Kommunaler Arbeitgeberverband Hessen e.V.  ⁄  Allerheiligentor 2-4  ⁄  60311 Frankfurt am Main 
Telefon: 069-92 00 47-0   ⁄   Fax: 069-28 99 32    ⁄    e-mail: info@kav-hessen.de   ⁄   www.kav-hessen.de 

KAV Hessen e.V., Allerheiligentor 2-4, 60311 Frankfurt am Main 

Hessischer Landtag 
Schlossplatz 1 - 3 
65183 Wiesbaden 

Per E-Mail an 
C. Lingelbach (E-Mail: c.lingelbach@ltg.hessen.de) und
M.Müller (E-Mail: M.Mueller@ltg.hessen.de)

Ihr Schreiben vom/Ihr Zeichen 
6. Dezember 2022/ I 2.2

Unser Zeichen 
NW 

Auskunft erteilt 
Frau Weilmünster 

Telefon Durchwahl 
(069) 92 00 47-32

Frankfurt am Main 
11. Januar 2023

Öffentliche Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Landtags 
Gesetzesentwurf Landesregierung  
Gesetz zur Novellierung des Hessischen Personalvertretungsrechts – Drucks. 20/9470 – 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken Ihnen zunächst für die Gelegenheit zum Gesetz zur Novellierung des Hessisches 
Personalvertretungsgesetzes (HPVG) Stellung zu nehmen. 

Nachfolgend fassen wir die wesentlichen Punkte unserer ausführlichen Stellungnahme 
vom 15. September 2022 zum Gesetzesentwurf des Hessischen Ministerium für Soziales 
und Integration (Stand: 21. Juni 2022), mit dem wir unsere Gremien beteiligt haben, kurz 
zusammen. Wegen der Einzelheiten dürfen wir auf die als Anlage beigefügte Stellung-
nahme verweisen.  

• Wir halten es für problematisch, dass die Dienststelle „auf Verlangen“ einer Gewerk-
schaft in ihrem Intranet auf den Internetauftritt der Gewerkschaft „zu verlinken hat“ (§
3 Abs. 3 Satz 2), da dies die arbeitgeberseitigen Interessen beeinträchtigen können, wie
dies z. B. Streikaufrufe der Fall ist.

• Durch den Wegfall der Altersbegrenzung für die Wahlberechtigung (§ 10) werden die
für die Bildung für Personalräte (§ 9 Abs. 1) und die Personalratsgröße (§ 12 Abs. 1) etc.
maßgeblichen Zahlen erweitert. Dies halten wir für nicht erforderlich.

• Die Benennung von Ersatzmitgliedern für den Wahlvorstand (§ 16 Abs. 1 Satz 5) lässt
deren Rechtstellung offen und ungeregelt.

• In § 23 ist die Möglichkeit der Dienststellenleitung entfallen, den Ausschluss eines Mit-
glieds aus dem Personalrat oder die Auflösung des Personalrats wegen „grober Verlet-
zung der gesetzlichen Pflichten“ zu beantragen. Diese Einschränkung ist für uns nicht
nachvollziehbar.
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• Im Sinne der mit der Novellierung unter anderem verfolgten Zielsetzung, etablierte 
Rechtsprechung klarstellend direkt in den Gesetzestext aufzunehmen, schlagen wir vor, 
§ 35 Abs. 1 dahingehend zu konkretisieren, dass nur die erforderlichen Kosten der Per-
sonalratstätigkeit von der Dienststelle zu tragen sind („Die durch die Tätigkeit des Per-
sonalrats entstehenden erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle.“). 
 

• Anders als noch im Gesetzesentwurf des Hessischen Ministerium für Soziales und In-
tegration (Stand: 21. Juni 2022) soll es nun in § 35 doch keine Verpflichtung des Perso-
nalrats aufgenommen werden, für die Kostenerstattung, die Dienstreise unter Angabe 
von Reiseziel, Reisezweck sowie Datum des Personalratsbeschlusses rechtzeitig vor-
her anzuzeigen. Dies ist zu bedauern. Die Aufnahme hätte für Klarheit gesorgt und Strei-
tigkeiten vermieden.  

 
• Es wird angeregt in § 37 Abs. 2, als neuen Satz die Verpflichtung zur Ab- und Zurück-

meldung im Falle der Wahrnehmung von Personalratstätigkeit während der Dienst-
zeit aufzunehmen (klarstellende Aufnahme bestehender Rechtsprechung). 
 

• Wir schlagen– mit Blick auf die Regulation einer sehr intensiven Inanspruchnahme von 
Arbeitszeit zur Wahrnehmung von Personalratstätigkeit, die in der Praxis zu einer fakti-
schen „Selbstfreistellung“ führen kann – vor, in Kombination mit einer geringen An-
passung der Freistellungsmodalitäten (§ 38 HPVG) in § 37 Abs. 2 aufzunehmen, dass 
regelmäßig anfallende Personalratsaufgaben in der Regel von freigestellten Personal-
ratsmitgliedern wahrgenommen werden sollen. Hinsichtlich eines Formulierungsvor-
schlags für § 37 verweisen wir auf unsere als Anlage beigefügte Stellungnahme.  

 
Ebenso wird angeregt, auch bei der pauschalen Freistellung von Personalratsmitglie-
dern (§ 38) auf die Erforderlichkeit abzustellen und im Falle von Freistellungen nach der 
Freistellungsstaffel (ab 300 Beschäftigten) diese als Obergrenze der möglichen Freistel-
lungen vorzusehen. Die nach dem bisherigen Wortlaut mögliche Freistellung über die 
Freistellungsstaffel hinaus würde dabei gestrichen werden. Darüber hinaus sollte gere-
gelt werden, dass die/der Vorsitzende nicht auf die Freistellung verzichten kann, da 
diesen im Rahmen der Geschäftsführung zahlreiche Aufgaben zukommen. Nach der 
derzeitigen Rechtslage könnte im Falle des Verzichts des Vorsitzenden auf die offizielle 
Freistellung und die Wahrnehmung derselben durch ein anderes Personalratsmitglied 
mittels Arbeitszeitversäumnis nach § 37 Abs. 2 zusätzlich eine faktische (Teil-)Freistel-
lung des Vorsitzenden aufgrund der Fülle an Aufgaben, die von diesem zu erledigen 
sind, bewirkt werden. 
 

• In § 40 soll der Schutz von Personalratsmitgliedern vor Versetzungen und Abordnun-
gen gegen ihren Willen auf Zuweisungen und Personalgestellungen erweitert werden. 
Diese sind dann nur noch möglich, wenn wichtige dienstliche Gründe vorliegen, die 
Zuweisungen bzw. Personalgestellungen unvermeidbar sind und der Personalrat zu-
stimmt. Dies bedeutet einen zu weitgehenden Eingriff in die Organisationshoheit der 
Dienststelle, insbesondere dann, wenn z. B. wegen Aufgabenverlagerungen eine Be-
schäftigung tatsächlich nicht mehr möglich ist.  
 

• Die in § 42 vorgesehene Unterstützungspflicht von Dienststelle und Personalrat bei der 
Einhaltung des Datenschutzrechts lässt leider offen, was genau davon erfasst ist. Die 
Dienststelle als datenschutzrechtlich verantwortliche Stelle ist in vielen Fällen auf Infor-
mationen des Personalrats angewiesen, hier sollte der Personalrat noch deutlicher in 
die Pflicht genommen werden.  
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• Die in § 45 Abs. 3 Satz 1 normierte Teilnahmeverpflichtung der Dienststellenleitung an 
Personalversammlungen halten wir für zu weitgehend.  

 
• In § 46 Abs. 2 Satz 1 soll klargestellt werden, dass auf einer Personalversammlung nur 

diejenigen politischen Themen behandelt werden dürfen, die die Beschäftigten „un-
mittelbar“ betreffen. In den Erläuterungen zur Synopse wird darauf hingewiesen, es 
dürfe nicht um allgemeine politische Themen gehen. Dies sollte im Gesetzestext klar 
geregelt werden.  

 
• Die allgemeinen Aufgaben des Personalrats (§ 60) sollen um die Förderung der Durch-

setzung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern, die Förderung der 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf sowie die Anregung von Maßnahmen, die 
dem Umweltschutz in der Dienststelle dienen erweitert werden. Die neuen Aufgaben-
bereiche des Personalrats sind u.E. zu weit gefasst. Insbesondere bietet die Formulie-
rung „Maßnahmen, die dem Umweltschutz dienen“ kaum Einschränkungen.  

 
• Die Formulierung in § 62 Abs. 1 Satz 4, wonach der Personalrat in den Monatsgesprä-

chen möglichst frühzeitig über beabsichtigte Maßnahmen zur Verwaltungsmoderni-
sierung und zur Digitalisierung sowie über beabsichtigte Organisationsentscheidun-
gen, die beteiligungspflichtige Maßnahmen zur Folge haben, unterrichtet werden soll, 
ist unklar. Sie lässt offen, ob sich die Einschränkung „die beteiligungspflichtige Maß-
nahmen zur Folge haben“ nur auf beabsichtigte Organisationsentscheidungen oder 
auch auf beabsichtigte Maßnahmen zur Verwaltungsmodernisierung und zur Digitali-
sierung bezieht. Eine klarstellende Begrenzung halten wir unbedingt für erforderlich. 
Generell ist die Verpflichtung zur „möglichst frühzeitigen“ Unterrichtung über beab-
sichtigte Maßnahmen entbehrlich, da der Personalrat im Rahmen seiner Beteiligungs-
rechte ohnehin fristgerecht zu unterrichten ist. Streitigkeiten über die Frage, ob die Un-
terrichtung „möglichst frühzeitig“ erfolgt ist, sind absehbar.  

 
• Nach § 73 soll dem Personalrat im Anhörungsverfahren eine beabsichtigte Maßnahme 

„rechtzeitig“ bekanntgegeben und ihm „ausreichend“ Gelegenheit zur Äußerung in-
nerhalb „angemessener“ Frist gegeben werden. Die Vorgaben für die Anhörung bei 
außerordentlichen Kündigungen sollen unberührt bleiben. Welche Frist „angemessen“ 
ist, bleibt zwar der Dienststelle überlassen. Diese wird jedoch zukünftig nicht mehr frei 
entscheiden können, zu welchem Zeitpunkt sie den Personalrat anhört. Es muss damit 
gerechnet werden, dass die gerichtliche Überprüfbarkeit der Ermessensentscheidung 
der Dienststelle zu Rechtsstreiten im Anhörungsverfahren führen wird. 

 
• § 75 Abs. 2 Nr. 2 sollte klarstellend mit Blick auf die Gesetzesbegründung wie folgt for-

muliert werden: 
 
„(…) Eingruppierung, Höher- oder Rückgruppierung einschließlich der hiermit 
verbundenen Stufenzuordnung, sofern diese nicht in das Ermessen des Arbeit-
gebers gestellt ist oder bei bestehendem Ermessen soweit allgemeine Grunds-
ätze zur Ermessensausübung erlassen wurden.“ 

 
• Auch das neu gefasste Mitbestimmungsrecht für Personalgestellung (§ 75 Abs. 2 Nr. 

4), das alle Beschäftigten betrifft, muss aus unserer Sicht gestrichen werden. Der Per-
sonalgestellung liegt im Regelfall die Aufgabenverlagerung auf einen Dritten zu 
Grunde, von der bestimmte in dem Aufgabenbereich eingesetzte Beschäftigte betroffen 
sind. Es kommt hier also nicht auf das Vorliegen und Prüfen von Ermessensentschei-
dungen des Arbeitgebers im Einzelfall (wie z. B. bei der Zuweisung) an, sondern auf das 

181



 - 4 - 

Vorliegen eines bestimmten Sachverhaltes. Beschäftigte der von der Aufgabenverlage-
rung betroffenen Bereiche sollen kollektiv und nicht nach Maßgabe des Einzelfalls unter 
Beibehaltung des Beschäftigungsverhältnisses „mit ihren Aufgaben mitgehen“. Es 
kommt hinzu, dass die Details der Personalgestellung zwischen dem öffentlichen Ar-
beitgeber und dem Dritten durch zweiseitigen Vertrag geregelt werden.  

 
• Ein Mitbestimmungsrecht bei Einführung von Kurzarbeit (§ 78 Abs 1 Nr. 2) verlagert 

das Thema auf die betriebliche Ebene.  
 

• Ein Mitbestimmungsrecht zu neuen Arbeitsformen (§ 78 Abs. 1 Nr. 3), z. B. Telearbeit 
oder mobiles Arbeiten, halten wir für nicht erforderlich. Unabhängig davon sollte klar-
gestellt werden, dass das „Ob“ der Einführung und der Aufhebung dieser Maßnahmen 
allein der Dienststellenleitung obliegt, es also, wenn überhaupt, lediglich um das „Wie“ 
der Ausgestaltung gehen kann. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
      Burkhard Albers 
Verbandsgeschäftsführer 
 
 
 
 
Anlage 
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2. z.d.A. 
 
 Wv.   

Referentin/Referent abzeichnen 
 
3. Schreiben versandt per 

 
 Post am: 
 
 E-Mail am:     Sekretariat/Poststelle abzeichnen 
 
 Fax am: 

 
4. Dateipfad: 

K:\Schreiben\Ausgang\20230105_NW_HLT_Stellungnahme_Novellierung_HPVG.do
cx 
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Hessisches Ministerium des Innern und für Sport 
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Per E-Mail an  
Frau Karin Elsäßer (E-Mail: Karin.Elsäßer@hmdis.hessen.de) und 
Herrn Klaus-Thomas Ravizza (E-Mail: Klaus-Thomas.Ravi-
zza@HMDIS.hessen.de) 

Ihr Schreiben vom/Ihr Zeichen 
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Unser Zeichen 
NW 

Auskunft erteilt 
Frau Weilmünster 

Telefon Durchwahl 
(069) 92 00 47-32

Frankfurt am Main 
15. September 2022

Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Hessischen Personalvertretungsrechts 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken Ihnen zunächst dafür, dass Sie uns Gelegenheit gegeben haben, zur Novellie-
rung des Hessisches Personalvertretungsgesetzes (HPVG) Stellung zu nehmen.  

Wir haben Ihre Fragen mit einigen unserer Mitgliedsarbeitgeber rückgekoppelt und neh-
men entsprechend Ihrer Gliederung nachfolgend Stellung.  

1. Neustrukturierung sowie sprachliche und redaktionelle Überarbeitung zur Anwender-
freundlichkeit

Nach der Novellierung des Gesetzes wird sich in der Folge kaum noch ein Paragraf an
der bisherigen Stelle wiederfinden. Selbst die inhaltlich unverändert gebliebenen Para-
grafen werden eine neue Nummerierung erhalten, so dass die Umsetzung des neuen
Gesetzes dem Anwender einiges an Neuorientierung abverlangen wird. Ob die vorge-
sehene Umstrukturierung der Paragrafen die erhoffte Anwenderfreundlichkeit bringen
wird, bleibt abzuwarten. Wichtig wird es in jedem Fall sein, dass mit den Gesetzesän-
derungen den Nutzern eine Synopse der alten und neuen Regelungen zur Verfügung
gestellt wird. Entsprechendes gilt für die Formblätter, z. B. für die Personalratswahlen.

2. Anpassung des Kreises der Wahlberechtigten und Fortentwicklung der Wahlvorschrif-
ten

Auch wenn die Wahl des Personalrats im Wesentlichen Sache der Beschäftigten ist,
berühren die beabsichtigten Änderungen der Wahlvorschriften auch die Dienststelle.

Dabei geht es nicht nur um die Unterstützungspflichten, sondern auch um diejenigen
Vorschriften, die z.B. die Größe des Personalrats betreffen. Die Ausweitung der Teilhabe
junger Menschen an demokratischen Prozessen innerhalb der Dienststelle ist zwar zu
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begrüßen, andererseits werden diese künftig in sämtlichen Vorschriften mitzuzählen 
sein, bei denen es auf die Wahlberechtigung ankommt. Dies gilt u.a. für Bildung von 
Personalräten (§ 9 Abs. 1) oder die Personalratsgröße (§ 12 Abs. 1).  
 
Problematisch erscheint auch die Benennung von Ersatzmitgliedern für den Wahlvor-
stand (§ 16 Abs. 1 Satz 5), da deren Rechtstellung offen ist.  
 
Zu begrüßen ist demgegenüber die Klarstellung, wonach bei Eintritt in die Freistel-
lungsphase der Altersteilzeit die Wahlberechtigung und Mitgliedschaft im Personalrat 
enden (§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und § 24 Abs. 1 Nr. 7). Dies entspricht der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts (Beschluss vom 15. Mai 2002 – 6 P 8.01 –). 
 

3. Verbesserung der Rechtstellung und der Arbeitsbedingungen des Personalrats 
 
• Die Zulassung von Video- und Telefonkonferenzen (§ 29 Abs. 3) hat sich aus unserer 

Sicht während der Pandemie auch für Personalratssitzungen bewährt. Die Nutzung 
von digitaler Kommunikation (u.a. §§ 32 Abs. 2, 34, 66 Abs. 2) auch durch den Per-
sonalrat entspricht überwiegend dem Standard in den Dienststellen.  
 

• Die Klarstellung in § 35 Abs. 2, dass dem Personalrat nur solche Mittel zur Verfügung 
gestellt werden, die zur sachgerechten Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich 
sind, ist zu begrüßen, sie entspricht der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts (Beschluss vom 2. Mai 2014, - 6 PB 12.14 -). 

 
• Mit § 42 wird erstmals eine gesonderte Vorschrift zum Datenschutz in das HPVG 

aufgenommen. Wir befürworten die Klarstellung, dass der Personalrat datenschutz-
rechtlich ein integraler Teil der Dienststelle ist und nicht etwa eine nach außen recht-
lich verselbstständigte Institution. Die beiderseitige Unterstützungspflicht bei der 
Einhaltung des Datenschutzrechts lässt allerdings leider offen, was genau davon er-
fasst ist. Gerade die Dienststelle als datenschutzrechtlich verantwortliche Stelle ist 
in vielen Fällen auf Informationen des Personalrats angewiesen, z.B. bei der Sicher-
stellung der Löschung vom Personalrat gesammelter Daten. Hier wäre es besser, 
den Personalrat noch deutlicher in die Pflicht zu nehmen.  

 
• In § 40 soll der Schutz von Personalratsmitgliedern vor Versetzungen und Abord-

nungen gegen ihren Willen auf Zuweisungen und Personalgestellungen erweitert 
werden. Auch diese sind dann nur noch möglich, wenn wichtige dienstliche Gründe 
vorliegen, sie auch unter Berücksichtigung der Mitgliedschaft im Personalrat unver-
meidbar sind und der Personalrat zustimmt. Anders als im novellierten BPersVG, in 
dem der besondere Schutz von Personalratsmitgliedern vor Personalgestellungen 
nicht normiert wurde, will der hessische Gesetzgeber also die Kontinuität des Per-
sonalrats über alles stellen. Es bedeutet einen zu weitgehenden Eingriff in die Orga-
nisationhoheit der Dienststelle, wenn der Personalrat zukünftig tariflich ausdrücklich 
zulässige Personalgestellungen bei seinen Mitgliedern endgültig verhindern kann 
und diese in der Dienststelle eingesetzt werden müssen, obwohl dies z. B. wegen 
Aufgabenverlagerungen tatsächlich nicht mehr möglich ist. Die beabsichtigte Erwei-
terung des Schutzes von Personalratsmitgliedern bei Personalgestellung ist daher 
abzulehnen. 

 
• Von dem Schutz der Personalratsmitglieder vor Versetzung und Abordnung (§ 40) 

soll die Weiterverwendung nach Abschluss der Ausbildung ausdrücklich ausgenom-
men werden. Diese neue Regelung ist zu begrüßen, da wie in der 

185



 - 3 - 

Gesetzesbegründung ausgeführt, bei Auszubildenden aus personalwirtschaftlichen 
Gründen größere Flexibilität erforderlich ist und der Schutzbereich der Regelung 
andernfalls überdehnt werden würde und sich eher kontraproduktiv auf die Bereit-
schaft, Ausbildungsmöglichkeiten anzubieten, auswirken könnte.  

 
• Die allgemeinen Aufgaben des Personalrats sollen um die Förderung der Durchset-

zung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern (§ 60 Abs. 1 Nr. 5), 
die Förderung der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf (§ 60 Abs. 1 Nr. 6) 
sowie die Anregung von Maßnahmen, die dem Umweltschutz in der Dienststelle 
dienen (§ 60 Abs. 1 Nr. 9) erweitert werden. Die neuen Aufgabenbereiche des Per-
sonalrats sind zu weit gefasst. Dies gilt insbesondere für die Maßnahmen, die dem 
Umweltschutz dienen. „Dienen“ im Sinne von „nützen“ bietet kaum Einschränkun-
gen.  
 

• Die klarstellende Regelung in § 64 Abs. 2, dass die Dienststelle die mit dem Perso-
nalrat abgestimmten Maßnahmen durchführt und der Personalrat nicht durch ein-
seitige Handlungen in den Dienstbetrieb eingreifen darf, ist zu begrüßen. 

 
4. Fortentwicklung und Verbesserung der Informations- und Teilhaberechte des Perso-

nalrats 
 
• Die Formulierung in § 62 Abs. 1 Satz 4, wonach der Personalrat in den Monatsge-

sprächen möglichst frühzeitig über beabsichtigte Maßnahmen zur Verwaltungsmo-
dernisierung und zur Digitalisierung sowie über beabsichtigte Organisationsent-
scheidungen, die beteiligungspflichtige Maßnahmen zur Folge haben, unterrichtet 
werden soll, ist unklar. Sie lässt offen, ob sich die Einschränkung „beteiligungs-
pflichtige Maßnahmen zur Folge haben“ nur auf beabsichtigte Organisationsent-
scheidungen oder auch auf beabsichtigte Maßnahmen zur Verwaltungsmodernisie-
rung und zur Digitalisierung bezieht. Letzteres sollte unbedingt der Fall sein und 
entsprechend klargestellt werden. Auch wenn es sich zumindest um beabsichtigte 
Maßnahmen bzw. Entscheidungen handeln muss, d. h. nicht nur um reine Vorüber-
legungen, und die Unterrichtung des Personalrats nur „möglichst frühzeitig“ erfol-
gen „soll“, halten wir die Regelung für zu weitgehend. Es sind keine Gründe erkenn-
bar, warum der Personalrat, der ohnehin im Rahmen seiner Beteiligungsrechte zu 
unterrichten ist, bereits in einem so frühen Stadium informiert werden soll. 

 
• Eine Erweiterung der Mitbestimmungsrechte des Personalrats, wie in § 75 Abs. 1 

Nr. 3, 4, 5 und 7 und § 78 Abs. 1 Nr. 2 und 3 angedacht sind, halten wir grundsätzlich 
für nicht erforderlich, da die neu gefassten Tatbestände im Wesentlichen durch die 
vorhandenen Beteiligungsrechte ohnehin abgebildet werden.  
 
Zur Verdeutlichung könnte der neugefasste § 75 Abs. 2 Nr. 3 im Sinne der Gesetzes-
begründung wie folgt formuliert werden: 
 

„(…) Eingruppierung, Höher- oder Rückgruppierung einschließlich der hier-
mit verbundenen Stufenzuordnung, sofern diese nicht in das Ermessen des 
Arbeitgebers gestellt ist oder bei bestehendem Ermessen soweit allgemeine 
Grundsätze zur Ermessensausübung erlassen wurden.“ 

 
Das neu gefasste Mitbestimmungsrecht für Personalgestellung (§ 75 Abs. 2 Nr. 4) 
muss aus unserer Sicht gestrichen werden. Der Personalgestellung liegt im Regelfall 
die Aufgabenverlagerung auf einen Dritten zu Grunde, von der bestimmte in dem 
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Aufgabenbereich eingesetzte Beschäftigte betroffen sind. Es kommt hier also nicht 
auf das Vorliegen und Prüfen von Ermessensentscheidungen des Arbeitgebers im 
Einzelfall, wie z. B. bei der Zuweisung an, sondern auf das Vorliegen eines bestimm-
ten Sachverhaltes. Beschäftigte der von der Aufgabenverlagerung betroffenen Be-
reiche sollen kollektiv und eher nicht nach Maßgabe des Einzelfalls unter Beibehal-
tung des Beschäftigungsverhältnisses „mit ihren Aufgaben mitgehen“. Es kommt 
hinzu, dass die Details der Personalgestellung zwischen dem öffentlichen Arbeitge-
ber und dem Dritten durch zweiseitigen Vertrag geregelt sind.  
 
Ein Mitbestimmungsrecht bei Einführung von Kurzarbeit (§ 78 Abs 1 Nr. 2) verlagert 
das Thema auf die betriebliche Ebene. Für den Bereich des TVöD ist das Thema 
Kurzarbeit abschließend im TV COVID geregelt.   
 
Bei dem beabsichtigten Mitbestimmungsrecht zu neuen Arbeitsformen (§ 78 Abs. 1 
Nr. 3), z. B. Telearbeit, mobiles Arbeiten, muss, abgesehen davon, dass wir dieses 
für nicht erforderlich halten, klargestellt werden, dass das „Ob“ der Einführung und 
der Aufhebung allein Sache der Dienststellenleitung ist, es also, wenn überhaupt, 
lediglich um das „Wie“ der Ausgestaltung gehen kann. 

 
5. Sonstige Änderungen 

 
• Den Beauftragten der Gewerkschaften soll zur Wahrnehmung der in diesem Gesetz 

genannten Aufgaben und Befugnisse nach Unterrichtung der Dienststelle Zugang 
zu der Dienststelle gewährt werden. Dies gilt nicht, wenn zwingende dienstliche 
Gründe, zwingende Sicherheitsvorschriften oder der Schutz von Dienstgeheimnis-
sen entgegenstehen (§ 3 Abs. 2). Ob die im Gesetz vorgesehenen Einschränkungen 
des Zugangsrechts genügen, um Störungen des Dienstbetriebs oder eine miss-
bräuchliche Nutzung von vorneherein zu unterbinden, bleibt abzuwarten.  

 
• Dass die Dienststelle „auf Verlangen“ einer Gewerkschaft in ihrem Intranet auf den 

Internetauftritt der Gewerkschaft „zu verlinken hat“ (§ 3 Abs. 3 Satz 2), wird – auch 
wenn für den Inhalt die Gewerkschaften alleine verantwortlich sind – kritisch gese-
hen, da die Inhalte des gewerkschaftlichen Internetauftritts (z. B. Streikaufrufe) die 
arbeitgeberseitigen Interessen beeinträchtigen können, während die Dienststelle 
keine Eingriffsmöglichkeit hat. 
 

• Zukünftig können sich nach § 6 Abs 2 in Eigenbetrieben und Krankenanstalten eine 
Betriebsleiterin oder ein Betriebsleiter als Dienststellenleitung durch eine/einen all-
gemein oder im Einzelfall bevollmächtigen andere/n Betriebsleiter/in, deren/dessen 
Stellvertretung oder durch die Leiterin/den Leiter der Personalabteilung vertreten 
lassen. Diese erweiterten Vertretungsmöglichkeiten sind ausdrücklich zu begrüßen. 
Sie tragen der in der Praxis häufig gegebenen Besonderheit Rechnung, dass die Be-
triebsleitung nur aus einer Person besteht, und erleichtern die Zusammenarbeit mit 
der Personalvertretung erheblich.  
 

• Die Dienststellenleitung kann zukünftig den Ausschluss eines Mitglieds aus dem 
Personalrat oder die Auflösung des Personalrats nur noch wegen „grober Verlet-
zung der gesetzlichen Pflichten“ beim Verwaltungsgericht beantragen. Entfallen ist 
die bisher bestehende Möglichkeit dies auch wegen „grober Vernachlässigung der 
gesetzlichen Befugnisse“ zu tun (§ 23). Diese Einschränkung ist nicht nachvollzieh-
bar. Es ist kein Grund ersichtlich, der Dienststellenleitung die Möglichkeit zu 

187



 - 5 - 

nehmen, in den Fällen grober Vernachlässigung der gesetzlichen Befugnisse den 
Weg zum Verwaltungsgericht zu versperren.  

 
• Ausdrücklich zu begrüßen ist, dass der Personalrat für die Kostenerstattung für 

Dienstreisen verpflichtet werden soll, die Dienstreise unter Angabe von Reiseziel, 
Reisezweck sowie Datum des Personalratsbeschlusses rechtzeitig vorher anzuzei-
gen hat (§ 35).  
 

• Im Sinne der mit der Novellierung unter anderem verfolgten Zielsetzung, etablierte 
Rechtsprechung klarstellend direkt in den Gesetzestext aufzunehmen, schlagen wir 
vor, § 35 Abs. 1 dahingehend zu konkretisieren, dass nur die erforderlichen Kosten 
der Personalratstätigkeit von der Dienststelle zu tragen sind („Die durch die Tätigkeit 
des Personalrats entstehenden erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle.“). 
 

• Es wird angeregt in § 37 Abs. 2, als neuen Satz die Verpflichtung zur Ab- und Zu-
rückmeldung im Falle der Wahrnehmung von Personalratstätigkeit während der 
Dienstzeit aufzunehmen (klarstellende Aufnahme bestehender Rechtsprechung). 
 
Darüber hinaus schlagen wir – mit Blick auf die Regulation einer sehr intensiven 
Inanspruchnahme von Arbeitszeit zur Wahrnehmung von Personalratstätigkeit, die 
in der Praxis zu einer faktischen „Selbstfreistellung“ führen kann – vor, in Kombina-
tion mit einer geringen Anpassung der Freistellungsmodalitäten (§ 38 HPVG) in § 37 
Abs. 2 aufzunehmen, dass regelmäßig anfallende Personalratsaufgaben in der Re-
gel von freigestellten Personalratsmitgliedern wahrgenommen werden sollen. 
 

Formulierungsvorschlag: 
 
„§ 37 
Ehrenamtlichkeit, Versäumnis von Arbeitszeit 
 
(1) Die Mitglieder des Personalrats führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 
(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zur ordnungsgemäßen Durchführung der 
Aufgaben des Personalrats erforderlich ist, hat keine Minderung der Dienst-
bezüge, des Arbeitsentgelts und aller Zulagen zur Folge. Nimmt ein Personal-
ratsmitglied während der Dienstzeit Personalratsaufgaben wahr, ist es ver-
pflichtet, sich rechtzeitig bei der oder dem zuständigen Vorgesetzten unter 
Mitteilung des Ortes sowie der voraussichtlichen Dauer der beabsichtigten 
Personalratstätigkeit abzumelden und nach deren Erledigung zurückzumel-
den. Werden Personalratsmitglieder für die Erfüllung ihrer Aufgaben über 
ihre regelmäßige Arbeitszeit hinaus beansprucht, so ist ihnen ein entspre-
chender Zeitausgleich in Freizeit zu gewähren. Regelmäßig anfallende Perso-
nalratsaufgaben sollen in der Regel von freigestellten Personalratsmitglie-
dern wahrgenommen werden.“ 
 

• Mit dem Ziel einer besseren Rechtsklarheit und auch im Kontext der oben geschil-
derten Freistellungsregulation wird angeregt, auch bei der pauschalen Freistellung 
von Personalratsmitgliedern auf die Erforderlichkeit abzustellen und im Falle von 
Freistellungen nach der Freistellungsstaffel (ab 300 Beschäftigten) diese als Ober-
grenze der möglichen Freistellungen vorzusehen. Die nach dem bisherigen Wortlaut 
mögliche Freistellung über die Freistellungsstaffel hinaus würde dabei gestrichen 
werden.  
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Weiter wird angeregt, dass der Vorsitzende nicht auf die Freistellung verzichten 
kann, da dieser im Rahmen der Geschäftsführung zahlreiche Aufgaben zukommen. 
Nach der derzeitigen Rechtslage könnte im Falle des Verzichts des Vorsitzenden auf 
die offizielle Freistellung und die Wahrnehmung derselben durch ein anderes Per-
sonalratsmitglied mittels Arbeitszeitversäumnis nach § 37 Abs. 2 zusätzlich eine fak-
tische (Teil-)Freistellung des Vorsitzenden aufgrund der Fülle an Aufgaben, die von 
diesem zu erledigen sind, bewirkt werden. 
 

• Die in § 45 Abs. 3 Satz 1 normierte Teilnahmeverpflichtung der Dienststellenleitung 
an Personalversammlungen halten wir für zu weitgehend. Dies gilt insbesondere 
auch deshalb, da gesetzlich nicht klargestellt wird, dass mit der Teilnahmepflicht 
keine weiteren Pflichten verbunden sind.  
 

• In § 46 Abs. 2 Satz 1 soll klargestellt werden, dass auf einer Personalversammlung 
nur diejenigen politischen Themen behandelt werden dürfen, die die Beschäftigten 
„unmittelbar“ betreffen. In den Erläuterungen zur Synopse wird darauf hingewie-
sen, es dürfe nicht um allgemeine politische Themen gehen. Eine dahingehende 
Verdeutlichung im Gesetzestext wäre erforderlich.  

 
• Die Ergänzung in § 61 Abs. 2, wonach der Personalrat bei der Einführung, Anwen-

dung, Änderung oder Erweiterung automatisierter Verfahren zur Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten der Beschäftigten nur noch bei begründetem Zweifel an der 
datenschutzrechtlichen Zulässigkeit eine Stellungnahme der oder des Hessischen 
Datenschutzbeauftragten anfordern können soll, halten wir für sinnvoll.  
 

• Ebenso ist die Klarstellung zu begrüßen, dass die Dienststellenleitung Entscheidun-
gen, an denen der Personalrat beteiligt war, durchführt und der Personalrat nicht 
durch einseitige Handlungen in den Dienstbetrieb eingreifen darf (§ 64 Abs. 1 u. 2). 

 
• In § 73 soll eine ausdrückliche Regelung zum Anhörungsverfahren in das HPVG ein-

gefügt werden, nach der dem Personalrat eine beabsichtigte Maßnahme „rechtzei-
tig“ bekanntzugeben und ihm „ausreichend“ Gelegenheit zur Äußerung innerhalb 
„angemessener“ Frist zu geben ist. Die Vorgaben für die Anhörung bei außeror-
dentlichen Kündigungen sollen unberührt bleiben.  
 
Welche Frist „angemessen“ ist, bleibt zwar, so die Erläuterungen in der Synopse, 
der Dienststelle überlassen. Diese wird jedoch anders als vorher nicht mehr frei ent-
scheiden können, zu welchem Zeitpunkt sie den Personalrat anhört. Es muss damit 
gerechnet werden, dass die gerichtliche Überprüfbarkeit der Ermessensentschei-
dung der Dienststelle zu Rechtsstreiten im Anhörungsverfahren führen wird, bei 
dem es bisher keine Probleme gab. 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
      Burkhard Albers 
Verbandsgeschäftsführer 
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Öffentliche Anhörung im Innenausschuss des Hessischen 
Landtags 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Gesetz zur Novellierung des Hessischen 
Personalvertretungsrechts - Drucks. 20/9470 - 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 

wir bedanken uns für die Übersendung des Entwurfes eines 

Gesetzes zur Novellierung des Hessischen Personalvertretungs-

rechts.  

Die Schaffung einer neuen Struktur des Hessischen Personalver-

tretungsgesetzes mit dem Vorziehen grundsätzlicher Regelung an 

den Anfang und einer übersichtlicheren Gliederung begrüßen wir. 

Zu den Regelungen haben wir im Einzelnen folgende 

Anmerkungen: 

Hessischer Städtetag  *  Frankfurter Straße 2  *  65189 Wiesbaden

Hessischer Landtag 
Der Vorsitzende des Innenausschusses 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

Ihre Nachricht vom:  
06.12.2022 

Ihr Zeichen:  
I 2.2 

Unser Zeichen:  
058.2 Ba/Ve 

Durchwahl:  
0611/1702-20 

E-Mail:
baum@hess-staedtetag.de 

Datum:  
16.01.2023 

Stellungnahme Nr.: 
006-2023 

Verband der kreisfreien und  
kreisangehörigen Städte im  
Lande Hessen 

Frankfurter Straße 2  
65189 Wiesbaden  

Telefon: 0611/1702-0  
Telefax: 0611/1702-17  

posteingang@hess-staedtetag.de  
www.hess-staedtetag.de  
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§ 3 – Stellung der Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen 

 

Abs. 3 S. 2: Dass die Dienststelle "auf Verlangen" einer Gewerkschaft in ihrem Intranet auf 

den Internetauftritt der Gewerkschaft "zu verlinken“ hat, wird – auch wenn für den Inhalt 

die Gewerkschaften alleine verantwortlich sind – kritisch gesehen, da die Inhalte des 

gewerkschaftlichen Internetauftritts (z.B. Streikaufrufe) die arbeitgeberseitigen Interessen 

beeinträchtigen können und die Dienststelle keine Eingriffsmöglichkeit hat.  

 

§ 6 – Vertretung der Dienststelle 

 

Abs. 2 S. 3: Wir bedanken uns für die Aufnahme einer rechtssicheren Lösung für die 

Vertretungsregelung der Dienststellenleitung bei Eigenbetrieben und begrüßen, dass eine 

unserer Anregung entsprechende Regelung in den Gesetzentwurf aufgenommen wurde.  

 

§ 10 – Wahlberechtigung 

 

Ergänzend wäre eine Regelung zum Umgang mit Personalgestellungen wünschenswert. 

Dies auch vor dem Hintergrund, dass das Verwaltungsgericht Frankfurt am Main eine 

andere Auffassung vertritt als die Literatur und das Bundesverwaltungsgericht ein 

Doppelwahlrecht annimmt. Eine eindeutige Regelung würde zu mehr Rechtssicherheit für 

alle Betroffenen beitragen. 

 

§ 20 – Regelmäßiger Wahlzeitraum, Amtszeit 

 

Abs. 2 S. 2: Die neue stichtagsbezogene Ausgestaltung von Beginn und Ende der 

Amtszeit sorgt für mehr Klarheit und wird von uns begrüßt.  

  

§ 29 – Durchführung der Sitzungen, Teilnahmeberechtigte 

 

Abs. 3: Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit sollte die Verpflichtung bestehen, die Sitzungen 

auch hybrid anzubieten. Es hat sich gezeigt, dass Videokonferenzen ein probates Mittel 

sind. 
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§ 35 – Kosten 

 

Abs.1: Im Sinne der mit der Novellierung unter anderem verfolgten Zielsetzung, etablierte 

Rechtsprechung klarstellend direkt in den Gesetzestext aufzunehmen, schlagen wir vor, 

Absatz 1 dahingehend zu konkretisieren, dass nur die erforderlichen Kosten der Personal-

ratstätigkeit von der Dienststelle zu tragen sind ("Die durch die Tätigkeit des Personalrats 

entstehenden erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle."). Weiterhin sehen wir keine 

Notwendigkeit die Angaben "von Reiseziel, Reisezweck sowie Datum des Personalratsbe-

schlusses" zu streichen. 

 

§ 37 – Ehrenamtlichkeit, Versäumnis von Arbeitszeit 

 

Abs. 2: Es wird angeregt, als neuen Satz die Verpflichtung zur Ab- und Zurückmeldung im 

Falle der Wahrnehmung von Personalratstätigkeit während der Dienstzeit aufzunehmen 

(klarstellende Aufnahme bestehender Rechtsprechung). Darüber hinaus schlagen wir – 

mit Blick auf die wünschenswerte Regulierung einer mitunter sehr intensiven 

Inanspruchnahme von Arbeitszeit zur Wahrnehmung von Personalratstätigkeit, die in der 

Praxis zu einer faktischen "Selbstfreistellung" führen kann – vor, in Kombination mit einer 

geringen Anpassung der Freistellungsmodalitäten (§ 38 HPVG) in Absatz 2 aufzunehmen, 

dass regelmäßig anfallende Personalratsaufgaben in der Regel von freigestellten 

Personalratsmitgliedern wahrgenommen werden sollen. 

 

§ 38 – Freistellung 

 

Mit dem Ziel einer besseren Rechtsklarheit und auch im Kontext der oben geschilderten 

Freistellungsregulation wird angeregt, bei der (pauschalen) Freistellung von Personalrats-

mitgliedern auf die Erforderlichkeit abzustellen und gleichzeitig die Freistellungsstaffel als 

Obergrenze der möglichen Freistellungen vorzusehen. Die nach dem bisherigen Wortlaut 

mögliche Freistellung über die Freistellungsstaffel hinaus würde dabei gestrichen. Durch 

den Änderungsvorschlag hinsichtlich der zu berücksichtigenden Reihenfolge bei der 

Freistellung soll bezweckt werden, dass der Vorsitzende/die Vorsitzende nicht auf die 

Freistellung verzichten kann, da diesem/dieser im Rahmen der Geschäftsführung 

zahlreiche Aufgaben zukommt. Nach der derzeitigen Rechtslage könnte im Falle des 

Verzichts des Vorsitzenden/der Vorsitzenden auf die offizielle Freistellung und die 
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Wahrnehmung derselben durch ein anderes Personalratsmitglied mittels Arbeitszeitver-

säumnis nach § 37 Abs. 2 HPVG zusätzlich eine faktische (Teil-)Freistellung aufgrund der 

Fülle an Aufgaben, die von dieser/diesem zu erledigen sind, bewirkt werden. 

 

§ 39 – Schulungs- und Bildungsveranstaltungen 

 

Wir regen an, die Regelung zur Dienstbefreiung zur Teilnahme an Schulungs- und 

Bildungsveranstaltungen im Sinne des Hessischen Personalvertretungsgesetzes wieder – 

wie im Gesetzentwurf zunächst vorgesehen – an die Regelungen zur Kostenübernahme 

gem. § 35 Abs. 1 HPVG anzugleichen und Dienstbefreiung nur für solche Schulungs- und 

Bildungsveranstaltungen zu gewähren, die für die Personalratsarbeit erforderlich sind. 

Dies würde zu einer Einheitlichkeit von Dienstbefreiungs- und Kostenübernahmeansprü-

chen führen.  

 

§ 42 – Grundsätze 

 

Die neue Vorschrift – insbesondere die Klarstellung in Bezug auf die datenschutzrechtliche 

Verantwortlichkeit der Dienststelle im Kontext der Datenverarbeitung durch den Personal-

rat – wird mitgetragen. 

 

§ 66 – Verfahren zwischen Dienststelle und Personalrat  

 

Abs. 2: Die Formulierung „elektronisch“ erscheint unscharf. Reicht hier eine formlose E-

Mail oder ist eine elektronisch qualifizierte Signatur erforderlich? Eine entsprechende 

Regelung findet sich auch in § 67 HPVG. 

 

§ 75 – Personelle Einzelmaßnahmen 

 

Abs. 2 Nr. 3: Zu der Formulierung des Mitbestimmungstatbestandes erscheint unklar, wie 

diese mit Blick auf die Begründung zu verstehen ist. Zum leichteren Verständnis regen wir 

an, diese Formulierung im Sinne der Begründung anders zu fassen („Eingruppierung, 

Höher- oder Rückgruppierung einschließlich der hiermit verbundenen Stufenzuordnung, 

sofern diese nicht in das Ermessen des Arbeitgebers gestellt ist oder bei bestehendem 

Ermessen soweit allgemeine Grundsätze zur Ermessensausübung erlassen wurden.") 
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Abs. 2 Nr. 4: Mit der Aufnahme der Personalgestellung in den Tariftext des TVöD wurde 

das Direktionsrecht des Arbeitgebers erweitert. Es besteht im Falle des Betriebsübergangs 

kein Anspruch betroffener Beschäftigter auf einen anderweitigen Einsatz. Die Aufnahme 

eines Mitbestimmungstatbestandes "Personalgestellung" halten wir daher für obsolet, 

zumal das Mitbestimmungsrecht nach der Konkurrenzregelung des § 78 Abs. 4 HPVG 

zurücktreten würde. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez.  
Stephan Gieseler 
Direktor 
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